Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/84 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gewährung einer einmaligen Überbrückungszulage 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§ 1 

(1) Eine einmalige Überbrückungszulage erhalten 

1. Bundesbeamte, Richter im Bundesdienst sowie 
Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit in der Bun- 
deswehr, 

2. Empfänger von laufenden Versorgungsbezügen, 
deren Bezüge der Bund oder eine bundesunmit- 
telbare Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des 
öffentlichen Rechts oder Einrichtungen nach § 61 
des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen tragen, 

3. Empfänger von Amtsbezügen und Empfänger 
laufender Versorgungsbezüge aus diesem Per- 
sonenkreis, 

wenn sie für den 15. Oktober 1969 Dienstbezüge, 
Unterhaltszuschüsse, laufende Versorgungsbezüge 
oder Amtsbezüge erhalten haben. 

(2) Personen, deren Bezüge auf Grund einer Dis- 
ziplinarmaßnahme teilweise einbehalten worden 
sind, erhalten die Überbrückungszulage nur, wenn 
die einbehaltenen Bezüge nachzuzahlen sind. 

(3) Personen, bei denen die Zahlung der Bezüge 
auf Grund eines Verwaltungsaktes eingestellt wor- 
den ist, erhalten die Überbrückungszulage nicht, 
solange ihre Bezüge nur infolge der Aussetzung 
einer sofortigen Vollziehung oder der völligen oder 
teilweisen Wiederherstellung der aufschiebenden 
Wirkung eines Rechtsbehelfs auszuzahlen sind. 


§2 


(1) Die Überbrückungszulage beträgt für 


1. Empfänger von 


a) Dienst- 
oder Amtsbezügen 300 Deutsche Mark, 

b) Unterhaltszuschüssen 150 Deutsche Mark, 

c) laufenden Versorgungs- 
bezügen außer Waisen- 
geld oder entsprechen- 
den Unterhaltsbeiträgen 300 Deutsche Mark, 


2. Vollwaisen, die Waisen- 
geld oder entsprechende 
Unterhaltsbeiträge erhal- 
ten, 100 Deutsche Mark. 


(2) Teilzeitbeschäftigte Beamtinnen erhalten den 
Teil der Überbrückungszulage, der dem Verhältnis 
der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit ent- 
spricht. 


(3) Halbwaisen, die Waisengeld oder entspre- 
chende Unterhaltsbeiträge erhalten, sind wie Voll- 
waisen zu behandeln, wenn der überlebende Eltern- 
teil aus demselben Grundverhältnis oder aus einem 
vorgehenden Rechtsverhältnis {§ 4) oder in den 
Fällen, in denen laufende Versorgungsbezüge we- 
gen einer Verwendung im öffentlichen Dienst eine 
Überbrückungszulage nicht erhält. 


(4) Gehört der dienstliche Wohnsitz eines Be- 
rechtigten zu einem anderen Währungsgebiet als 
dem der Deutschen Mark, so findet § 2 Abs. 2 des 
Bundesbesoldungsgesetzes entsprechende Anwen- 
dung. 
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(5) Maßgebend für die Arbeitszeit bei Teilzeit- 
beschäftigung und den dienstlichen Wohnsitz sind 
die Verhältnisse am 15. Oktober 1969. 

§3 

Personen nach § 1, denen für den 15. Oktober 1969 
Dienst- oder Amtsbezüge, Unterhaltszuschüsse oder 
laufende Versorgungsbezüge nicht gezahlt worden 
sind, erhalten die Uberbrückungszulage nach § 2 in 
Höhe von 

a) 50 vom Hundert, 

wenn sie spätestens vom 1. November 1969 an, 

b) 25 vom Hundert, 

wenn sie spätestens vom 1. Dezember 1969 an 

solche Bezüge erhalten; hierbei sind für die Arbeits- 
zeit bei Teilzeitbeschäftigung und den dienstlichen 
Wohnsitz bei Berechtigten nach Buchstabe a die Ver- 
hältnisse am 1. November 1969, bei Berechtigten 
nach Buchstabe b die Verhältnisse am 1. Dezember 
1969 maßgebend. Satz 1 gilt nicht für Versorgungs- 
empfänger, wenn einem anderen Empfangsberech- 
tigten aus demselben Grundverhältnis oder aus 
einem vorgehenden Rechtsverhältnis (§ 4) oder in 
Fällen, in denen laufende Versorgungsbezüge wegen 
einer Verwendung im öffentlichen Dienst nicht ge- 
zahlt worden sind, aus dieser Verwendung im öffent- 
lichen Dienst eine Überbrückungszulage bereits ge- 
zahlt worden ist. 

§4 

(1) Die Überbrückungszulage wird für jeden Be- 
rechtigten nur einmal gewährt. 

(2) Bei mehreren Dienstverhältnissen geht der An- 
spruch aus dem zuletzt begründeten Dienstverhältnis 


vor. Der Anspruch aus einem Dienstverhältnis geht 
dem Anspruch aus dem Rechtsverhältnis als Versor- 
gungsempfänger vor. 

(3) Der Anspruch aus einem späteren Rechtsver- 
hältnis als Versorgungsempfänger geht dem An- 
spruch aus einem früheren Rechtsverhältnis als 
Versorgungsempfänger vor. 

(4) Rühens- und Anrechnungsvorschriften finden 
keine Anwendung. 

(5) Im Sinne der Absätze 1 bis 4 stehen der Uber- 
brückungszulage entsprechende Leistungen aus 
einem anderen Rechtsverhältnis im öffentlichen 
Dienst (§ 158 Abs. 5 des Bundesbeamtengesetzes) 
der Uberbrückungszulage nach diesen Vorschriften 
gleich, auch wenn die Regelungen im einzelnen nicht 
übereinstimmen. 

(6) Ist nach Anwendung der Absätze 1 bis 5 einem 
Anspruchsberechtigten aus dem vorgehenden Rechts- 
verhältnis nicht der volle Betrag zu zahlen, würde 
ihm aber ohne Anwendung der Absätze 1 bis 5 aus 
einem anderen Rechtsverhältnis ein voller Betrag 
zustehen, ist ihm der Unterschied aus dem anderen 
Rechtsverhältnis zu zahlen. 


§5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§6 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 15. Oktober 
1969 in Kraft. 


Bonn, den 25. November 1969 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


Im Zusammenhang mit der Erörterung der damali- 
gen tarifpolitischen Situation hat die Bundesregie- 
rung in ihren Sitzungen am 23. September, 1. Okto- 
ber und 8. Oktober 1969 beschlossen, für Beamte, 
Richter, Soldaten und Versorgungsempfänger des 
Bundes dem Tarifbereich entsprechende Ubergangs- 
maßnahmen für 1969 zu treffen. Auf der Grundlage 
eines Entwurfs eines Gesetzes über die Gewäh- 
rung einer einmaligen Überbrückungszulage haben 
die Bundesminister der Finanzen und des Innern 
am 14. Oktober 1969 die sofortige Auszahlung der 
Beträge im Vorgriff auf eine spätere gesetzliche 
Regelung angeordnet. Durch den vorliegenden Ge- 
setzentwurf werden diese Zahlungen sanktioniert. 
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